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Verkündet am
210Januar 1969

I m N e m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: ° „ ° ° „ ° ° „ ° „ o „ ° °

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 210 Januar 1969 durch

Bundesrichter Dr° M a i s c h

. — Vorsitzender —?
Bundesrichter ’ S c h i n d l e r und
Bundesrichter Dr° R e n n e r, '

Bundessozialrichter F e i g e und
Bundessozialrichter D-ö r i n g

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 13° Juli 1966 auf—

gehobeno Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landeschialgericht zurückver—

wiesenn
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Der Kläger erhielt Versorgungsrente nach einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 v„H° wegen einer als Schädi—

gungsfolge anerkannten Lähmung der rechten Hand sowie einer

Streckbehinderung im rechten Ellenbogengelenk° Die Anerken—

nung einer 1948 festgestellten Lungentuberkulose (-Wbc)

wurde durch den bindend gewordenen Bescheid vom 140 Oktober

1950 abgelehnto Im Januar 1960 beantragte der Kläger die

Anerkennung eines Leberschadens als Schädigungsfolge, außer—

dem begehrte er erneut, auch die Lungen—Tbc als Versorgungs—

leiden anzuerkennen° Diese Anträge wurden mit Bescheid vom
120 Januar 1961 abgelehnt° Der Widerspruch (Bescheid vom

50° Mai 1961) blieb erfolglos° Mit der Klage hat der Kläger

beantragt, die Beklagte zu verurteilen, einen Zugunstenbe—

scheid über die Anerkennung von Lungen—Tbc und Leberschaden

als Versorgungsleiden und die Gewährung einer entsprechenden

Rente vom 10 Oktober 1950 an zu erlassen° Das Sozialgericht

.i‚ Dro Li$;:iifund

Dr° B IT:?"gehört und die Klage mit Urteil vom 500 Oktober

(SG) hat die Sachverständigen DrODLI

1965 abgewiesen° Das Landessozialgericht (LSG) hat nach An—

hörung der Lungenfachärztin Dro RÜIII‚ des Internisten Dr„

l■12

Bescheide vom 12° Januar und 500 Mai 1961 aufgehoben und

I.und des Prof° Dro S;:x:xnnr„das SG—Urteil und die

die Beklagte verurteilt,als weitere Versorgungsleiden Lunßenw

Tbc und Fettleber anzuerkennen sowie dem Kläger unter An—

rechnung der bereits gewährten Leistungen Rente zu zahlen„

und zwar für die Zeit

vom 10 Oktober 1950 bis 315 Januar 1963 nach einer
MdB um 100 veHo‚

vom 10 Februar 1965 bis 51° Januar 1964 nach einer
MdB um 90 VÜHO‚

vom 10 Februar 1964 bis 310 Januar 1965 nach einer
MdB um 80 VDH„ und ab

10 Februar 1965 nach einer MdB um 70 VOH„O

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...}-

Die Frage des Zusammenhangs zwischen der Lungen—Tbc und

dem Wehrdienst müsse uneingeschränkt und ohne Berücksich—

tigung des Ablehnungsbescheides vom 140 Oktober 1950 nach—

geprüft werden, Die Versorgungsverwaltung habe auf Grund

des Antrages des Klägers vom 4° Januar 1960 den medizini—

schen Sachverhalt, soweit er das internistische Gebiet be—

treffe, also bezüglich der Lungen—The und des Ieberleidens

erneut durch eine eingehende Begutachtung nachgeprüfto

Hierzu sei sie hinsichtlich des Leberschadens verpflichtet

gewesen, weil es sich insoweit um einen Erstantrag gehan-

delt habe, Das Versorgungsamt habe sich zwar in seinem Be-

scheid vom 12° Januar 1961 bezüglich der Ablehnung der Tbc

als Versorgungsleiden auf die Bindungswirkung des Beschei—

des vom 14, Oktober 1950 berufena Das Landesversorgungsamt

habe aber im Widerspruchsbescheid vom 51, Mai 1961 die Ver—

bindlichkeit des alten Bescheides nicht erwähnt, sondern

die Zusammenhangsfrage in vollem Umfange auf Grund erneuter

Begutachtung gewürdigto Damit enthalte der Ablehnungsbe—

scheid in der Form des Widerspruchsbescheides eine sach—

lich—rechtliche Entscheidung und nicht eine Ablehnung des

Antrages des_Klägers unter Berufung auf die Rechtsverbind—

lichkeit des früheren Bescheideso Es handele sich also um
einen neuen Verwaltungsakt, der wie sonst im Rechtsweg

angefochten werden könne (vgl° BSG — 9 RV 422/56 — vom
50 Mai 1960)° Daher sei der Senat verpflichtet, über die

angefochtenen Bescheide sachlich—rechtlich und unter Wür—

digung des ganzen Sachverhalts zu entscheiden, Die Nachprü—

fung des Sachverhalts, insbesondere durch die Lungenfach-

ärzte Dro Riemer und Dr, Rinck, habe ergeben, daß die
Auffassung der Beklagten, die 1948 beim Kläger festge—

stellte Tbc sei eine frische Erkrankung, die nicht bis.

in die Zeit des Wehrdienstes oder der Gefangenschaft zu—
rückverfolgt werden könne, unzutreffend sei, Vielmehr sei

die 1948 festgestellte exsudative Lungen—Tbc aus einer Ver—

- 4 _
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schlimmerung der älteren Herde entstanden° Im Zusammenhang

mit den anemn%tischen Angaben des Klägers‚ die insbesondere

durch die Bescheinigung des Lungenfacharztes Dr„ C;321i vom

50° Juli 1962 erhärtet würden‚ sei es auf Grund der Gutach—

ten von Dr° R31113‚ Dr„ R::■■jund Prof° Dro S:;gggggj"wahr—

scheinlioh‚ daß noch während des Krieges‚ also Ende l944/

Anfang 1945, ein erster tuberkulöser Lungenprozeß aufgetre_

ten sei‚ auf dem die spätere Verschlimmerung beruheo Im

übrigen wäre die Entstehung der Lungen—The während des Mehr—

dienstes auch ohne diese Brückensymptome wahrscheinlich9

denn der gesamte Bntwicklungsablauf der Krankheit bis zum

erneuten Aufflackern und der Entwicklung einer ausgedehnten

Gavernösen Lungen—The mit Darm—The nehme nach der ärztli—

chen Erfahrung einen Zeitraum in Anspruch, der es wahrsche nm

lieh mache‚ daß die Infektion in die Zeit des Wehrdienstes

falleo Hierbei sei von Bedeutung, daß die Widerstandskraft

des Klägers durch seine Verwundung und verschiedene Erkäl—

tungen und grippale Infekte in dieser Zeit geschwächt gewe—

sen sei° Entgegen der Ansicht des Versorgungsarztes Dro S;ü—

;.müsse angenommen werden, daß die Beschwerden zunächst

uncharakteristisoh gewesen und während der Lazarettzeit un-
entdeckt geblieben seien° Aus dem Gutachten von Drc L;;:;;;

ergebe sich, daß die Fettleber des Klägers Folge der Lungen—

Tbc sei und wie diese mittelbar auf den Wehrdienst zurückge—

führt werden müsse„ Bis zur Auflassung des Pneumothorax
rechts im Januar 1965 habe eine MdB um loo VDH„ bestanden°

Auf Grund der Ausführungen von Frau Dro Rr:::„ Proi„ Dr 83;-

12:3:I‘und Dro Lj■ttt:‘ßei die MdB im Jahre 1963 mit 90 V„H„‚
im Jahre 1964 mit 80 VOHO und anschließend mit 70 VOH„ ein—

zuschätzeno Schon im Jahre 1950 hätte die Frage eines Zusam—

menhangs zwischen Lungen—Tbc und Wehrdienst bejaht werden

müsseno Somit handele es sich hier um eine Berichtigung des
Ablehnungsbescheides vom Oktober l95o durch dieses Urteil„

Das Urteil trete an die Stelle des alten Ablehnungsbeschei—

des‚ woraus folge, daß die Beklagte grundsätzlich die höhere

..5-
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Rente ab Oktober 1950 zu zahlen habe° Da sie die Binrede

der Verjährung nicht erhoben habe, habe sie antragsgemäß

verurteilt werden müssen°

Mit der zugelasseneanevision rügt die Beklagte Verletzung'

des S 85 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und sinnge-

mäß des 5 54 Abs° 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG), des g 40 Abs° 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

(VeerG) sowie des % 60 Abs° 1 BVG, Nach 5 85 BVG hätte

das LSG den rechtsverbindlich gewordenen Bescheid vom

140 Oktober 1950, durch den gemäß der Sozialversicherungs—

direktive (SVD) 27 der ursächliche Zusammenhang zwischen

dem Lungenleiden und dem Wehrdienst verneint worden sei,

beachten müssen° Darüber hinaus hätte das LSG seine Ent—

scheidung nicht ausdrücklich an die Stelle des rechtsver—.

bindlich gewordenen Bescheides im Wege der Berichtigung

treten lassen dürfen, Für das geltend gemachte Leberleiden

hätte dem Kläger nicht bereits mit Wirkung ab 10 Oktober

1950 Versorgung zuerkannt werden dürfen, da der Antrag

erst mit Schreiben vom 40 Januar 1960 gestellt worden sei°

Beschädigtenversorgung hätte gemäß 5 60 Abs, 1 BVG, wenn
überhaupt, frühestens ab Antragsmonat, also ab Januar

1960 zugestanden° Außerdem sei insoweit nicht einmal der

zeitliche Zusammenhang gegeben° Überdies könne die Fett—

leber als Folge der Tbc schon deshalb keinen wehrdiensta

bedingten Schaden darstellen, weil die beim Kläger vorhan—

dene Tbc durch den Bescheid vom 14„ Oktober 1950 als wehr—

dienstunabhängiges Leiden festgestellt worden sei„ Dieser

sei rechtsverbindlich gebliebene Bereits der Ablehnungs-

bescheid vom 120 Januar 1961 lasse keinen Zweifel, daß

sich die Versorgungsverwaltung an den Bescheid vom l4oOkto—

ber 1950 gebunden gesehen habe, denn sie bezeichne diesen

Bescheid ausdrdcklich als rechtsverbindlich° Eine Unrich—

tigkeit des rechtsverbindlichen Bescheids vom 14, Oktober

_ 6 _
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1950 habe nach dem Bescheid vom 120 Januar 1961 in Über—

einstimmung mit dem medizinischen Sachverständigen Dr°Sch ;}

v1121211'wicht festgestellt werden könneno Aber auch durch

den Widerspruchsbescheid vom 50„ Mai 1961 sei die Verbind—

lichkeit des Bescheides vom 140 Oktober 1950 nicht in Frage

gestellt worden, denn im Schlußsatz seiner Begründung sei

an der Entscheidung des Versorgungsamts vom 120 Januar 1961

festgehalten werden° Der rechtskundig vertretene Kläger

habe mit seinem Widerspruch auch nicht eine Anerkennung

seines Leidens als Rechtsanspruch, sondern ausdrücklich

eine Zugunstenregelung nach 5 40 Abso 1 VeerG angestrebt„

Die Widerspruchsstelle sei in ihrem pflichtgemäßen Verwal«

tungsermessen gemäß 5 40 Abs„ 1 VeerG zu der Eeststellung

gelangt, daß für eine Zugunstenregelung kein Raum sei„

Die Einschaltung der Medizinalverwaltung könne der Versor—

gungsverwaltung nicht dahin angelastet werden, als habe sie

mit dieser Maßnahme bereits auf die eingetretene Verbind—

lichkeit verzichtet; denn ohne eine sachgemäße Prüfung im

Rahmen des durch 5 40 Abso 1 VeerG bestimmten Ermessens—

spielraums wäre die Versorgungsverwaltung zur Feststellung,

ob eine frühere verbindliCh gewordene Entscheidung unrichtig

sei, außerstandeo Das betreffe naturgemäß auch die Prüfung

des Kausalzusammenhangs° Zwar könne der Widerspruchsbe—

scheid im Falle der Abhilfe ein für sich zu betrachtender

Verwaltungsakt sein° Dies sei jedoch dann nicht der Fall,

wenn, wie hier, der Widerspruchsbescheid in seiner formel—

len und materiellen Aussage in vollem Umfang mit dem ange—
fochtenen Bescheid des Versorgungsamts übereinstimme„ Somit

sei auch noch mit dem Widerspruchsbescheid an der Unanfecht—

barkeit des Bescheides vom 140 Oktober 1950 festgehalten

worden° Das Urteil des LSG unterliege daher auch deshalb

der Aufhebung, weil es dem Kläger eine Leistung zugesprochen.

habe, obwohl in formeller Hinsicht lediglich eine Verpflich—

tung der Beklagten zur Bescheiderteilung hätte ausgesprochen

_ 7 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...7-

werden dürfen° Das LSGhätte aber auch in materieller
Hinsicht nicht zu einem die Beklagte verpflichtenden

Urteil kommen dürfen, weil ein Ermessensfehlgebrauch

nicht vorliegen Da das LSG zu einer Überprüfung des aus—_

geübten Verwaltungsermessens bei seiner Rechtsauffassung

konsequenterweise nicht gelangt sei, wäre eine Zurück—

verweisung der Sache angezeigt, sofern sich das Bundes—

sozialgericht (BSG) der Ansicht des SG Hamburg nicht

anschließen könne° Ein Ausnahmefall, der dem Gericht

das Recht gäbe, sein eigenes Ermessen an die Stelle

des Verwaltungsermessens zu setzen, weil eine andere

als die vom Gericht gefundene Entscheidung nicht denke

bar sei, liege nicht vor° Schließlich sei die Revision selbst

dann begründet, wenn die Beklagte auf ihre Rechte aus
dem Bescheid vom 140 Oktober 1950 dadurch verzichtet

hätte, daß?sie ohne Bezugnahme auf die Verbindlichkeit

dieses Verwaltungsaktes den Fall in sachlicher Hinsicht

unbegrenzt überprüft haben wurde, Hier sei der Schädi—

gungsvorgang als erstes Glied der Kausalkette nicht

zeitlich Iixierbar, so daß es schon an einem erweis—

lichen zeitlichen Zusammenhang eines Gesundheitsschadens

mit diensteigentümlichen Gefahren fehleo Prof, Dro S:x=

::::I■'habe drei Faktoren vorausgesetzt° Die beiden ersten

Faktoren, nämlich die Disposition des Erkrankten für ein

Lungenleiden und die Virulenz des Erregers könnten ledig—

lich vermutet werden, während das Vorliegen des dritten

Faktors, nämlich einer Ballung von Menschen, in der sich

der Kläger durch den militärischen Dienst befunden habe,

verneint werden müsse, zumal der Kläger selbst ausdricklich

erklärt habe, daß er nach einer kurzen stationären Behand—

lung seiner Armverletzung Ende 1944 nur noch ambulant das
Lazarett Greifswald aufgesucht habeo Diese Erklärung des

Klägers werde durch die Bescheinigung des Dr° 0111;1 vom

50° Juli 1962 für die Zeit bis Ende März, Anfang April 1945

_ 8 _
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erhärteto In dieser Zeit habe der Kläger privat gewohnt„

so daß auch insoweit von einer Ballung nicht gesprochen

werden könne° Der Kläger habe in äußeren Lebensverhältnissen

gelebt, die denen der Zivilbevölkerung in jener Zeit gleich

zu achten seien° — Wegen der weiteren Ausführungen der Revi—

sion zur Beurteilung des Ursachenzusammenhangs wird auf den

Inhalt der Revisionsbegründungsschrift verwieseno — Die

Revision rügt weiter, daß für die im Tenor ausgeworfene

Gesamt—MdB keinerlei Begründung über die Höhe der einzelnen

MdB—Sätze für die teils anerkannten, teils strittigen Schä—

digungsfolgen gegeben worden sei; es sei ferner nicht er—
kennbar‚ welcher der Einzel—MdE—Grade seit lo.0ktober 1950

auf ein geringeres Maß zurückgegangen oder gar fortgefallen

seio Auch sei bei der ab Februar 1965 angenommenen MdB um

70 VQHOnicht ersichtlich, wie hoch die MdB für das Lungen—

leiden und das angenommene Leberleiden unter Berücksichti-

gung der anerkannten Armschädigung, die eine MdB um 50 VOHO

bedinge, bemessen worden sei„ Im übrigen umfasse die Ein-

rede der rechtsverbindlich entschiedenen Sache auch die Ein—

rede der Verjährung‚ als das weniger weitreichende Gegen—

recht der Beklagten gegenüber dem Kläger° Desialb hätte das

LSG die Verjährungsvorschriften des bürgerlichen Rechts

beachten müssen, zumal von einer mißbräuchlichen Rechtsaus—

übung im Sinne des 5 242 BGB nicht die Rede sein könne.

Die Einrede der Verjährung, die im öffentlichen Recht von
Amts wegen zu berücksichtigen sei, werde hilfsweise aus—
drücklich nachgeholt°

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil des LSG aufzu—

heben und die Berufung zurückzuweisen„

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno

_9_
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Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Dem Urteil sei zuzustimmen° Eine Verletzung des 5 85 BVG

liege nicht vor; das LSG sei durch diese Vorschrift nicht

an der erneuten Prüfung der Kausalitätsfrage gehindert

gewesen° Soweit sich die Beklagte gegen die Beurteilung

des ursächlichen Zusammenhangs durch das LSG wende, sei

ein Verfahrensmangel nicht formgerecht im Sinne des 5 164_

Abs„ 2 satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gerügto
‚Die Einrede der Verjährung sei nicht von Amts wegen zu

berücksichtigen; sie könne im Revisionsverfahren auch

nicht mehr erhoben werden° ‘ ' '

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und daher zu—

lässig (SS 162 Abs„ 1 Nr, 1, 164, 166 sec); sie ist auch
sachlich im Sinne einer Zurückverweisung begründeto ' V

Ohne Rechtsirrtum hat das LSG zunächst festgestellt,

daß die Versorgungsverwaltung bezüglich des im Januar
1960 erstmals geltend gemachten Leberleidens eine (ge—

richtlich voll nachprüfbare) Entscheidung über einen Erst—

antrag getroffen hato Das LSG hat auch nicht schon deshalb,

weil es die Beklagte zur Anerkennung der Lungen-Tbc verur—

teilt hat, gegen 5 85 BVGverstoßeno Denndie Versorgungs—
behörde ist durch eine nach 5 85 BVG bestehende Bindung
nicht gehindert, unter bestimmten Voraussetzungen sogar
verpflichtet, durch Erlaß eines neuen Verwaltungsaktes,

doh° durch einen Zugunstenbescheid nach 5 40 Abso l VeerG

oder durch eine von dieser Vorschrift unabhängige Neurege—

lung, die einem Erstbescheid gleich zu achten ist, eine

neue Regelung zu treffeno Sie kann vielmehr, wie das BSG

bereits entschieden hat, auch bei Vorliegen früherer be—

lastender Verwaltungsakte, die nach 5 85 BVG noch von Be—

deutung sind, neue Verwaltungsakte erlassen, sofern dadurch

die frühere Belastung nicht erhöht wird (BSG lo9 248,251)°
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Die weitere Feststellung des LSG, daß es sich bei dem Be—

scheid vom 12° Januar 1961 in der Gestalt des Widerspruchs—

bescheides vom 500 Mai 1961 hinsichtlich der geltend gemach—

ten Lungen—Tbc um einen auf Grund erneuter Prüfung und

unabhängig von der Bindungswirkung des Bescheides vom

14° Oktober 1950 erlassenen Bescheid handele, der deshalb

auch vom Gericht ohne Einschränkung sachlich—rechtlich über—

prüft werden könne, begegnet jedoch rechtlichen Bedenken,

Nach 5 40 (Abso l) VeerG, auf den sich der Bescheid vom
12° Januar 1961 ausdrücklich bezogen hat, kann die Verwal—

tungsbehörde zugunsten des Berechtigten jederzeit einen

neuen Bescheid erteilen, Ein solcher Zugunstenbescheid setzt

voraus, daß die frühere Entscheidung aus rechtlichen oder

tatsächlichen Gründen unrichtig ist, Nach der ständigen

Rec.tsprechung des BSG obliegt der Verwaltung im Falle des

5 40 Abso 1 VauV@eine Ermessensentscheidung, die nach S 54
Abs° 2 Satz 2 SGG nur.daraufhin nachgeprüft werden kann,

ob die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind

oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung

nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht worden ist

(vgl° Urteil des 11° Senats in 8023 Nro 6 zu S 40 VeerG :

BSG 19, 12; BSG 15, 10 = SozR Nr° 11 zu 5 35 BVG; Urteil
des 100 Senats vom 140 März 1967 SozR Nr, 10 zu S 40 VeerG

und vom 11° Juni 1968 — 10 BV 906/66 —; Urteile des erkennen”
den Senats vom 270 August 1965 — 9 RV 590/60 in SozR Nr, 8

zu 5 40 VeerG und vom 26° November 1968 — 9 RV 472/67 —;
Urteil des 7„ Senats SozR Nr° 4 zu 5 40 VeerG und Urteile

des 8° Senats vom 260 September 1968 — 8 RV 475/67 und

475/67)° Zwar ist die Versorgungsbehörde unabhängig von

der sich aus @ 40 VeerG ergebenden Befugnis zum Erlaß

einer Ermessensentscheidung auch berechtigt, den Sachver—

halt von Grund auf im gesamten Umfang ganz ohne Rücksicht

auf unanfechtbar gewordene ablehnende Bescheide nochmals

zu überprüfen und neue Verwaltungsakte zu erlassen, welche

— im Falle der erneuten Ablehnung — den Rechtszug wiederum
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eröffnen° Auf die Erklärung der Verwaltungsbehörde, sie

verzichte auf die "Rechtskraft" des früheren Bescheides,-

kommt es dabei nicht entscheidend an° Es genügt, daß die

Entsch9idung in einem neuen Verfahren nach sachlicher

Prüfung des Anspruchs auf Grund neuer Ermittlungsergeb—

nisse oder bisher nicht erörterter Gesichtspunkte recht-

licher oder tatsächlicher Art als "neue Regelung" getrof—

fen worden ist (vgl° BSG 10, 248 und Urteil des erkennen—

den Senats vom 5, Mai 1960 — 9 RV 422/56), Eine solche

Neuregelung kann aber nur angenommen werden, wenn stich-

haltige Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß die Versor—

gungsbehörde eine von dem früheren bihdenden Bescheid
unabhängige Neuprüfung vornehmen und eine nur auf dieser

Prüfung beruhende selbständige neue Regelung treffen woll-
te° In dem vom BSG entschiedenen, in BSG lo, 248 veröffent—

lichten Fall war "auf Weisung der Aufsichtsbehörde" eine

erneute Prüfung vorgenommen worden; im Bescheid hieß es
ausdrücklich, daß "auf die Rechtskraft der früheren Ent—

scheidung" verzichtet werde (vgl° BSG 10, 249)„ Auch wenn

es auf eine solche Verzichterklärung nicht entscheidend

ankommt, kann eine solche Neuregelung doch nur dann an—

genommen werden, wenn aus dem Bescheid — evtlc in Verbin—

dung mit dem sonstigen Akteninhalt
— hervorgeht, daß die

Versorgungsbehörde das neue Vorbringen des Antragstellers

nicht nur für die nach 5 40 Abs° l VeerG erforderliche

— interne — Vorprüfung Verwerten wollte, ob nämlich an
der bestehenden Bindungswirkung festzuhalten ist, sondern

daß sie eine hiervon unabhängige Neuprüfung vornehmen und
demgemäß entscheiden wollte° Die Entscheidung, ob und in—

wieweit nur eine Ermessensprüfung nach % 40 Abs, 1 VeerG

oder eine "neue Regelung" im Sinne der BSG—Entscheidung

in BSG 10, 248 erfolgen soll, liegt bei der Verwaltungs-

behörde, die die Tragweite der Entscheidung - als sach—

licher Inhalt des Verwaltungsaktes — zu bestimmen hat°

;12-‘
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Dabei muß sich ein etwaiger Wille zur Neuprüfung zwanglos

aus den vorerwähnten Umständen ergeben, Sind in dem Be—

scheid die Gründe angegeben, weshalb das nunmehrige Vorbrin—

gen des Antragstellers keine andere Beurteilung rechtferti—

gen kann, so ist damit allein noch kein ausreichender Anhalt

dafür gegeben, daß die Versorgungsbehörde nach sachlicher

Prüfung eine “neue Regelung“ getroffen hate Denn nach S 22

Abso l VeerG sind die Bescheide in tatsächlicher und recht—

licher Beziehung zu begründeno Die Versorgungsbehörde muß

sich deshalb mit hinreichend substantiiertem Vorbringen des

Antragstellers im Bescheid auseinandersetzen und bei Fragen,

die medizinischer Natur sind, unter Umständen auch das Ur—

teil des medizinischen Sachverständigen wiedergeben„ Im
Zweifel wird deshalb davon auszugehen sein, daß die Verwal—

tungsbehörde neues Vorbringen, auch wenn ein medizinischer

Sachverständiger dazu gehört wurde, nur für die Vorentschei—

dung, ob an dem bindenden Bescheid festzuhalten ist, einer

pflichtgemäßen Würdigung unterzogen hat (vgl„ auch die Ur—

teile des 8° Senats des BSG vom 150 Dezember 1962 — 8 RV

857/60 —BVBlO l965,S° 87— sowie des lo, Senats vom 12„ Au—
gust l966 —lo RV 45/64— in Der VersorgB 1966, So l29 und vom

210 September 1962 in BSG 18, 22 ff, 29)°

Bei Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegenden Fall

läßt sich nicht feststellen, daß die Versorgungsbehörde

hinsichtlich der Lungen—Tbc eine neue Regelung hat treffen

wollen, die vom Gericht in vollem Umfang überprüft werden

könnteo Im Bescheid vom 120 Januar 1961 heißt es zu der er—

neut geltend gemachten Lungen—Tbc:

”Mit Ihrem jetzigen Antrag haben Sie neue
Tatsachen, die zu einer anderen Beurteilung

führen könnten, nicht erbracht, Die Erteilung

eines Zugunstenbescheides gemo % 40 des Gesetzes

über das Verwaltungsverfahren in der Kriegsopfer—

versorgung vom 20 50 1955 - VfG (KGV) ist daher
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nicht möglich° Es muß demnach hinsichtlich

der Anerkennung der Lungentuberkulose bei

‘dem rechtsverbindlich gewordenen Bescheid vom.

»14° ion, 1950verbleibem " ’ ‘ '

Daraus ergibt sich klar und unmißverständlich, daß die
Verwaltungsbehörde die Erteilung.eines Zugunstenbeschei—

des nach 5 40 Abs° 1 VeerG abgelehnt hat° Etwas anderes

ist auch dem Widerspruchsbescheid vom 500 Mai 1961 nicht

'zu entnehmeno Dieser hat dem Bescheid vom 12° Januar 1061

keine andere "Gestalt"gegeben (vgl° 5 95 SGG), vielmehr

den Widerspruch "zurückgewiesen"0 Der Widerspruchsbescheid

hat zwar in seiner Begründung zu dem umfangreichen‚ durch

zehn beigefügte Beweismittel belegten Vorbringen des Klä—

gers im Uiderspruchsverfahren im einzelnen Stellung ge—

nommen„ Dadurch wurde der Rechtscharakter des Bescheides

vom 120 Januar 1961 jedoch nicht verändert, vielmehr war

die Versorgungsbehörde gehalten, sich mit dem ausführlichen

substantiierten Widerspruohsvorbringen des Klägers kurz
auseinanderzusetzen; dies um so mehr, als die Versorgungs—

behörde nach @ 85 Abs„ 5 SGG verpflichtet ist, den Wider—
spruchsbescheid zu begründen und sich außerdem der Wider—

spruchsbescheid nicht nur mit der Versagung einer Zugunsten—

regelung, sondern auch mit der Ablehnung eines Erstantrags

hinsichtlich des Leberschadens zu befassen hatte„ Im übrigen

hat der Widerspruchsbescheid durch die Formulierungen;

"Der strittige Bescheid des Versorgungsamtes Hamburg vom
12° 1° 1961 ergab nach eingehender Überprüfung keinen An—

halt zur Beanstandung" und "Es muß daher aus den angeführ—

ten Gründen an der Entscheidung des Versorgungsamtes Hamburg

festgehalten werden", klargestellt, daß der Charakter des

Bescheides vom 12° Januar 1961, d„ hc die Tatsache, daß

bezüglich der Lungen—Tbc lediglich die Erteilung eines

Zugunstenbe3cheides abgelehnt worden ist, nicht irgendwie
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verändert worden ist; es wurde damit der Sache nach nur be—

stätigt, daß an der Bindungswirkung des Bescheides vom

14° Oktober 1950 festgehalten werdec Auch der Kläger ist

darüber nicht im Zweifel gewesen, denn er hat in der an—
schließenden Klageschrift geltend gemacht, "die Voraus—

setzungen für einen Zugunstenbescheid hinsichtlich der

Lungentuberkulose" lägen vor°

Das LSG hätte demgemäß insoweit nur prüfen dürfen‚ ob die
Versorgungsbehörde bei der Versagung einer Zugunstenregelung

hinsichtlich der Lungen—The die gesetzlichen Grenzen ihres

Ermessens überschritten oder von ihrem Ermessen in einer

dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Ge—

brauch gemacht hat (vgl° @ 54 Abs° 2 Satz 2 SGG)° Das gilt

sowohl für die Frage, ob überhaupt eine Zugunstenregelung

zu erfolgen hat} als auch für die weitere Frage, ab wann

Leistungen (evtl° rückwirkend) zu gewähren sindo Denn die
Versorgungsbehörde kann auch dann, wenn sie einen Zugunsten—

bescheid nach 5 40 Ahso l VeerG erteilt‚ im Rahmen ihres

pflichtgemäßen Ermessens den Zeitpunkt bestimmen9 von dem

an die Zugunstenregelung gilt (vgl° BSG in SozR Nrc 6 zu
5 40 VeerG)° Das LSG durfte deshalb zu beiden Fragen nur
eine Ermessenskontrolle vornehmeno Außerdem kann das Gericht

bei einer Ermessensleistung die Verwaltungsbehörde grundw

sätzlich nicht zu einer zeitlich und sachlich erschöpfend

bestimmten Leistung verurteilen, weil es sonst in unzuläs—

siger Weise sein eigenes Ermessen an die Stelle desjenigen

der Verwaltung setzen und somit dem Grundsatz der verfassungsw

rechtlich festgelegten Gewaltentrennung zuwiderhandeln wurden

Nur in Ausnahmefällen, in denen jede andere Entscheidung not—

wendigerweise eine Ermessenswidrigkeit im Sinne des S 54

Abs° 2 Satz 2 SGG bedeuten würde, kann das Gericht die Ver“

pflichtung der Verwaltung zum Erlaß des eine Ermessens—
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leistung betreffenden Verwaltungsakts aussprechen

(vgl° BSG 2, 148, 149)0Daß hier ein solcher Aus—
nahmefall gegeben sei, hat das LSG jedenfalls hin—

sichtlich der Verpflichtung der Beklagten zur Lei—

stungsgewährung bereits ab 1° Oktober 1950 nicht

feststellen können° Schließlich durfte das LSG bei

Festsetzung des MdB—Grades die durch den Leber—
schaden bedingte MdE schon deshalb nicht bereits

ab 1° Oktoner 1959 berücksichtigen‚ weil die Aner—
kennung dieses Leidens vom Kläger erst im Januar

1999 beantragt worden ist (vgl° 5 60 Abs° l BVG)°

Das LSG hat nach alledem dadurch, daß es ohne Rück-

sicht auf die Bindung des Ablehnungsbescheides vom

14° Oktober 1950 die Frage des Zusammenhangs zwi-

schen der Lungen-The und dem Wehrdienst uneingeschränkt

nachgeprüft und die Beklagte zu einer höheren Lei—

stung rückwirkend vom 10 Oktober 1950 an verurteilt

hat, gegen 5 54 Abs° 2 Satz 2 SGG, @ 40 Abs„ 1

VeerG und 5 60 Abs° 1 BVG verstoßen° Sein Urteil
war daher aufzuheben° Da der Senat in der Sache nicht

selbst entscheiden konnte‚ war der Rechtsstreit '

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen° Auf die Verjährungseinrede

brauchte unter diesen Umständen nicht näher einge—

gangen zu werden; bemerkt sei jedoch, daß diese

Einrede nicht von Amts wegen zu berücksichtigen

ist und im Revisionsverfahren auch nicht mehr

wirksam erhoben werden kann (vglo BSG 6, 288 und
.Urteil des erkennenden Senats vom 26° November 1968

— 9 RV 472/67)° — Das LSG wird bei seiner erneuten
Prüfung Gelegenheit haben, die von der Beklagten
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erhobenen Einwendungen gegen die Annahme einer schädigungs—

bedingten Verursachung der geltend gemachten Leiden und

gegen die MdB—Bemessung einer Würdigung zu unterzieheno

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließen—

den Entscheidung vorbehalteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

